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" III ZR 93/54
•kündet am 21, März 1955 

Justizangestellter 
! Urkundsbeamter der Ge­
schäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

des ndarmeriewachtmeisters a.B* Wilhelm 
-Straße

Klägers, Berufungsklägers und Re­
visionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Br»

gegen

das Band Hessen, gesetzlich vertreten durch den Minister­
präsidenten, dieser vertreten durch den Minister des Innern 
und dieser vertreten durch den Regierungspräsidenten in

Beklagten, Berufungsbeklagten und 
Revisionsbeklagten,

prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Prof.Br»

hat der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom-14* März 1955 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten- Prof-Dr- Geiger und der Bundesrich­
ter Br-. Weber, Br» Kreft, Br» Wo 1 any und Br. Hussla

für Recht "erkannt*
' • . * ;:'}V ’. - *'

. Auf fie Revision des Klägers wird das Urteil des
I. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Frankfurt
(Main) vom 21» Januar 1954 aufgehoben.
Bie Sache wird zur anderweiten Verhandlung und Ent­
scheidung, auch über die Kosten der Revision, an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen,.

Von Rechts wegen
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Tatbestand s

Ära 14? August i 94b erlitt der Kläger, der ira Mai 
1945 von der amerikanischen Militärregierung im Landkreis 
Wetzlar als Gendarraeriebeamter eingesetzt worden war, 
einen Dienstunfall.; er stieß bei einer Dienstfahrt, die 
er mit einem Motorrad ausführte, mit einem Lastkraftwagen 
zusammen. Der Lastkraftwagen gehörte zu einem sog. E-Be- 
trieb, der bei der Fahrbereitschaft des Kreises V/etzlar 
gebildet war^ Der Kläger, der infolge des Unfalls schwere 
Schäden.davon getragen hat (u.a- Amputation des rechten 
Beines), führt den Unfall auf ein schuldhaft verkehrswid­
riges Verhalten des Fahrers des Lastkraftwagens zurück 
und macht weiter geltend, daß der zuständige Beamte der 
Fahrbereitschaft den LKW, der nicht fahrbereit gewesen sei, 
zu der Unglücksfahrt überhaupt nicht habe einsetzen dür­
fen . " • •• '

Der Kläger verlangt von dem beklagten Land mit der 
Begründung, daß es sowohl für das schuldhafte Verhalten 
des Fahrers des LKW als auch für dasjenige des zuständig 
gen Beamten der Fahrbereitschaft einzustehen habe, Zahlung 
von Schadensersatz und Schmerzensgelde

Das Landgericht hat die Klage gegen den Fahrer des 
LKW in vollem Umfang abgewiesen; gegen das beklagte Land 
hat es nur den auf Zahlung von 327,92 DM gerichteten Kla­
geanspruch zu Ziff III 2 zu einem Teil dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt. Das Oberlandesgericht hat die 
Berufung.’des Klägers zurückgewiesen und auf die Berufung 
des beklagten Landes hin den Klageanspruch zu Ziff III 2 
lediglich zu einem geringeren Teil als das Landgericht 
dem Grunde nach;für gerechtfertigt erklärt. Die Abweisung
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der Klage gegen den Fahrer des LKW sowie die vom Oberlan­
desgericht zu Ziff III 2 des Klageantrags getroffene Ent­
scheidung sind inzv/ischen rechtskräftig geworden- Im übri­
gen ist das Berufungsurteil auf die Revision des Klägers 
hin durch Urteil des erkennenden Senats vom 26. Februar 
1953 (III ZR 13/52) aufgehoben und die Sache zur anderwei­
ten Verhandlung und Entscheidung an das Oberlandesgericht 
zurückverwiegen worden. Auf Grund der erneuten Verhandlung 
hat das Oberfandesgerieht jedoch die Berufung des Klägers 
gegen das la^dgerichtliche Urteil wiederum zurückgewiesen.

* Mit der Revision verfolgt der Kläger seinen Klage­
antrag' weiter ? soweit darüber noch nicht rechtskräftig be­
funden worden ist, Pas beklagte Land bittet um Zurückwei­
sung der Revision, ,

Entscheidungsgründei

I o

Pas Berufungsgericht, das seine erste Entscheidung 
•lediglich auf' § 124 PBG gestützt hatte, hat nunmehr unter 
Beachtung der Ausführungen in dem Urteil des Senats vom 
26. Februar 1953 auch das Gesetz über die erweiterte Zu­
lassung von Schadenersatzansprüchen bei Bienst- und'Arbeits­
unfällen vom 7» Bezember 1943 (RGBl I? 674) herangezogen 
und seine neuerliche Entscheidung folgendermaßen begrün­
det!

Bei dem sog. E-Betrieb, zu dessen Bestand der an 
dem Unfall beteiligte LKW gehört- habe, habe es sich nicht 
um einen besonderen selbständigen Betrieb des Landkreises 
gehandelte Pieser E-Betrieb sei vielmehr lediglich ein
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Zweig der "Fahrbereitschaft des Landkreises Wetzlar" gewe­
sen o Für die von dieser Fahrbereitschaft begründeten Schuld­
verpflichtungen hafte das beklagte Land zwar grundsätzlich 
aus dem Gesichtspunkt der Funktionsnachfolge , jedoch könne 
der Kläger hier mit seiner Klage aus folgenden Gründen 
nicht durchdringens Der Kläger habe die Fahrt, bei der 
sich der Unfall zugetragen habe, nicht als "allgemeiner 
Verkehrsteilnehmer" unternommen,. Infolgedessen könne er ge-- 
mäß § 1 Abs 1 des Gesetzes vom 7, Dezember 1943 in Verbin­
dung mit § 124 Abs 2 DBG seiner eigenen Verwaltung gegen­
über keine Schadenersatzansprüche geltend machen. Zur Zeit 
des Unfalls seien die damalige Kreisfahrbereitsohaft wie 
auch die damalige Kreisgendarmerie auf Kreisebene dieselbe 
Verwaltung gewesen. Das gleiche gelte auch heute, wenn 
man davon ausgehe, daß sowohl die Funktionen: der Kreisgen­
darmerie wie diejenigen der "Fahrbereitschaft des Landkrei­
ses Wetzlar" nunmehr vom Lande Hessen übernommen worden 
seien. Auch hier gehörten beide Funktionen zu derselben 
Verwaltung, der Verwaltung des Innern, so daß die vom Klä­
ger gegen das beklagte Land erhobenen Schadenersatzansprü­
che unbegründet seien.

II.

1,' Die Revision vertritt die Auffassung,’daß der 
E-Betrieb, bei dem es sich nicht um Hoheitsverwaltung;, son­
dern um ein privatrechtliches Unternehmen gehandelt habe, 
den Haftungsschutz des § 124 Abs 2 DBG nicht genieße. Das 
ist jedoch nicht richtig. In der Entscheidung des Senats 
in BGHZ 6, 3 /ß/7/ ist bereits im einzelnen ausgeführt, 
daß § 124 Abs 2 DBG auf eine "öffentliche Verwaltung" auch 
dann anzuwenden ist, wenn‘sie nicht in hoheitlicher Betä­
tigung der Staatsgewalt, sondern in Wahrnehmung bürger-
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lich-rechtlicher Interessen gehandelt hat. Von dieser Auf­
fassung abzuweiefeem besteht kein Anläße Pie Anwendbarkeit 
des § 124 Abs 2-BBG würde mithin selbst dann nicht ausge- 
schlossen sein, wenn der Auffassung der Revision dahin zu 
folgen wäre? daß es sich bei der Unterhaltung des E-Be- 
triebs nicht um hoheitliche, sondern um privatwirtschaft­
liche Betätigung gehandelt habe» * -v.

2, Uaih der’durch § 124 Abs 2-BBG getroffenen Rege­
lung standen einem durch Pienstunfall-verletzten Beamten 
neben den Leistungen der Unfallfürsarge weitergehende An­
sprüche gegen eine öffentliche Verwaltung oder deren Be­
dienstete nicht zu. Biese Regelung führte’ bei Unfällen, 
die sich bei der Teilnahme am allgemeinen Verkehr ereignet 
hatten, häufig zu einer Schlechterstellung der verletzten 
Beamten gegenüber denjenigen Verkehrsteilnehmern, die 
einer derartigen Beschränkung ihrer Ansprüche nicht untere 
lagen. Biese Sphlechterstellung zu beseitigen war der in 
dem Vorspruch zu dem erwähnten Gesetz vom 7. Bezember 1945 
ausdrücklich hervorgehobene Zweck dieses Gesetzes. -Nach 
der durch dieses Gesetz gesehaffenenBechtsiage- ist der ver­
letzte Beamte hinsichtlich der Geltendmachung von Schaden­
ersatzansprüchen in keiner Weise mehr beschränkt> wenn 
der Bienstunfall f,bei der Teilnahme am allgemeinen Ver­
kehr1! eingetreten ist sBieser Begriff der*,fTeilnahme am 
allgemeinen Verkehr” ist, wie bereits in der früheren in 
dieser Sache ergangenen Entscheidung des Senats ausgeführt 
worden ist, ein relativer;. Benn die Teilnahme am allge­
meinen' Verkehr kann im Verhältnis zu einer anderen Verwal­
tung oder einem sonstigen Britten gegeben, im Verhältnis 
des Beamten zu seiner eigenen Verwaltung aber zu vernei­
nen sein, wenn sich angesichts der besonderen dienstli^ 
eben Aufgaben des Beamten im Verhältnis zwischen ihm und
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seiner eigenen Verwaltung die (Teilnahme am; allgemeinen Ver­
kehr lediglich als ein innerdienstlicher Vorgang darstellt 
(Amtliche Begründung des Gesetzes vom 7»> Dezember 1943 in 
DJ 1944? 21j Bülow in DJ 1944? 25 ff; Wussow, Das Unfall- 
haftpflichtreeht 1952 S 340? Fischbach, Deutsches Beamten­
gesetz und Bundespersonalgesetz, 1951, Anm II zu § 125 DBG). 
Hier hat sich der Dienstunfall des Klägers bei einer Motor­
radfahrt auf öffentlicher Straße zugetragen, so daß der Un­
fall sich im Verhältnis zu: anderen öffentlichen Verwaltun­
gen und sonstigen Dritten bei der (Teilnahme am allgemeinen 
Verkehr ereignet hat. Infolgedessen braucht dann, wenn 
sich die hier gelten^ "gemachten Ansprüche gegen eine ande­
re als die eigene Verwaltung des Klägers richten, der Fra*r 
ge nicht weiter nachgegangen zu werden, ob die Fahrt des 
Klägers sielTtatsächlich, wie das Berufungsgericht meint, 
im Verhältnis' zu .seiner eigenen Verwaltung-als ein inner­
dienstlicher Vorgang dargestellt'oder ob der Kläger dabei 
der Auffassung der Revision entsprechend auch seiner eige­
nen Verwaltung gegenüber am allgemeinen Verkehr teilgenom­
men hat.

Die Frage, was in dem hier interessierenden Zusam­
menhang unter einer "öffentliehen -Verwaltung" zu verste­
hen ist, muß"nach dem Sinn und Zweck der zur Erörterung 
stehenden Bestimmung beantwortet werden. Der Grund dafür, 
daß auch, das Gesetz yom 7. Dezember 1943 die Beschränkung 
des verletzten Beamten auf die Deistungen der Unfallfür- 
sorge aufrechterhalten hat in den Fällen, in denen sich 
der Dienstunfall - im Verhältnis zur eigenen Verwaltung - 
nicht bei der Teilnahme am allgemeinen Verkehr ereignet 
hat, liegt darin, daß der Beamte in seinem Amt kraft der 
Art seiner Tätigkeit in einem gewissen Gefahrenkreis lebt 
und daß er diese Gefahren und die sich innerhalb dieses



Gefahrenkreises ereignenden Schäden in gewissem Umfang mit 
in Kauf nehmen m u ß o h n e  in jedem .Fall einen vollen Ersatz 
für etwa erlittene Schädigungen beanspruchen zu können,' Ge­
rät der Beamte aber in einen anderen Gefahrenkreis und 
sind für den Unfall - allein oder auch - solche Stellen 
verantwortlich, die außerhalb des besonderen Gefahrenkrei­
ses stehenv in den der Beamte selbst kraft seines Amtes 
hineingestellt ist, dann fällt der innere Grund für die 
Beschränkung seiner Schadensersatzansprüche weg-. Die Frage,
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6b der' 'Schadenersatzanspruch gegen eine andere als die 
eigene'Verwaltung des verletzten Beamten gerichtet ist, 
muß. Sich daher danach entscheiden, ob es sich um eine Stel­
le handelt, die demselben Gefahrenkreis zuzurechnen ist,, 
in dem der Beamte steht.

Für die Abgrenzung des spezifischen Gefahrenkreises, 
in den der einzelne Beamte dienstlich hineingestellt ist, 
gegenüber anderen derartigen Gefahrenkreisen kann nicht 
entscheidend sein, ob es sich dabei um verschiedene selb­
ständige Bechtsträger handelt. Eine derartige Auslegung 
würde mit. dem aufgezeigten Zweck dergesetzlichen Regelung 
nicht zu vereinbaren sein, da alsdann z,B, auch die Gesamt­
heit der verschiedenen Verwaltungszweige des Bundes oder 
eines Bandes ein und dieselbe "öffentliche Verwaltung" 
darstellen wurden,. Gegen eine derartige Auslegung spricht 
aber auch der Wortlaut des Gesetzes, Denn wenn dies gemeint
wäre, würde der Gesetzgeber nicht den insoweit ungebräuch­
lichen Ausdruck "öffentliche Verwaltung" verwendet haben, 
sondern er wäre dann der gebräuchliche Ausdruck "öffent­
liehe Körperschaft" oder ein anderer Ausdruck gewählt wor- 
den, der ebenso eindeutig auf einen selbständigen Bechts­
träger hingewiesen hätte (z.B, "Dienstherr"), Es kann des­
halb nicht nur bei verschiedenen selbständigen Eechtsträ-r
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gern von verschiedenen öffentlichen Verwaltungen gesprochen 
werdenv sondern es sind auch noch innerhalb ein und dersel­
ben öffentlich-rechtlichen Körperschaft verschiedene Gefah­
renkreise und damit verschiedene öffentliche Verwaltungen 
zu unterscheiden,

Pur die Abgrenzung der verschiedenen Gefahrenkreise 
in dem aufgezeigten Sinn und damit für die Abgrenzung der 
einzelnen ”öffentliehen Verwaltungen” kann in der Hegel 
entscheidend auf den organisatorischen Verwaltungsaufbau 
abgestellt werden» Denn die Staatsverwaltung wird im Blick 
auf die verschiedenen staatlichen Sachaufgaben gegliedert, 
so daß im Zweifel, der organisatorische Aufbau auch dafür 
entscheidend ist, ob es sich im Einzelfall um ein und die­
selbe oder um verschiedene öffentliche Verwaltungen handelt. 
Unter öffentlicher Verwaltung müssen daher die verschiede­
nen Verwaltungszweige der einzelnen öffentlichen Körper­
schaften verstanden werden,‘die nach dem'Aufbau der Verwal­
tung ein bestimmtes Maß von Selbständigkeit besitzen und 
im Verhältnis zu einander als voneinander verschiedene 
"Verwaltungen” in Erscheinung treten» Es wird deshalb im 
. Einzelfall entschieden werden müssen, ob es sich nach dem 
organisatorischen Aufbau der Verwaltung bei den in Betracht 
kommenden Dienstbereichen um dieselbe öder um verschiede­
ne öffentliche Verwaltungen handelt (vgl dazu auch Bülow 
in DJ 1944? 25

Das ergibt für den vorliegenden Pall Folgendesr Vor 
dem Zusammenbruch nahm ;die Kreisgendarmerie unmittelbare 
Staatsaufgaben wahr. Das gleiche traf auch' für die bei 
den.Landratsämtern, eingerichteten Fahrbereitschaften zu 
(vgl im einzelnen BGHZ 6, 215 £>20/2227), Daran änderte 
sich durch den Zusammenbruch nichts. Es blieb auch jetzt



dabei, daß Gendarmerie and Fahrbereitschaften unmittelba­
re Staatsaufgaben wahrnahmen* Demzufolge handelte der Land­
rat • ’ wenn er Aufgaben im Geschäftsbereich der Gendarmerie 
und in dem der Fahrbereitschaft wahrnahm - in beiden Fäl­
len als unmittelbarer Staatsbeamter und nicht als Kreiskom- 
munalbeamter* Trotzdem kann nicht zweifelhaft sein, daß 
es sich nach den oben aufgestellten Grundsätzen bei der 
Gendarmerie und der Fahrbereitschaft nicht um dieselbe 
öffentliche Verwaltung handelte Beide Verwaltung»zweige 
(Polizei und Verkehrsverwaltung) sind nach ihrem sachlichen 
Aufgabengebiet und nach ihrem verwaltungsmäßigen Aufbau 
voneinander geschieden und selbständig organisiert, mögen 
sie auch auf den verschiedenen Verwaltung^ebenen beide 
dem Leiter der, Verwaltungsbehörde (Landrat', Regierungsprä­
sident, Minister), .in gewissem Umfang unterstehen. Gendar­
merie und Verkehrsverwaltung (Fahrbereitschaft) waren da­
her - und zwar auch als sie nach dem Zusammenbruch aus­
schließlich auf der Kreisebene organisiert waren - verschie­
dene öffentliche Verwaltungen, so daß der' Kläger Ansprüche 
gegen die Fahrbereitschaft aus seinem DienstUnfall auch 
dann geltend machen kann, wenn er gegenüber seiner eige­
nen Verwaltung (Gendarmerie) bei der Unglücksfahrt nicht 
als Teilnehmer am allgemeinen Verkehr gelten konnte- Die 
Frage, oh sich der Dienstunfall des Klägers, im Verhältnis, 
zu seiner eigenen Verwaltung hei der Teilnahme am, allge­
meinen Verkehr ereignet hat oder nicht,:kann daher offen 
bleiben.

Wenn sonach davon auszugehen ist, daß § 124 Abs 2 DBG 
gemäß § 1 des Gesetzes vom 7» Dezember 1943 der Geltend­
machung der vom Kläger erhobenen Ansprüche nicht entge-



gensteht, dann kann did Abweisung der Klage mit der vom 
Berufungsgericht gegebenen Begründung nicht gerechtfertigt 
werden, Bas Berufungsurteil leann aber auch nicht mit ande-. 
rer Begründung aufrecht erhalten werden. Bei der Abweisung 
der Klage könnte es auf Grund' des bibhef festgestellten 
Sachverhalts nur dann verb!eiben, wenn das beklagte Land 
für die mit der Klage, geltend gemachten Ansprüche nicht 
der richtige Beklagte wäre« Ob dies der. Pall ist? kann - 
wie noch darzulegen ist- noch nicht abschließend beantwor­
tet werden, so daß das Berufungsurteil aufgehoben und die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an die 
Vorinstanz zurückverwiesen werden mußte.

In dem in dieser Sache ergangenen Urteil des Senats 
vom 26, Februar 1953 ist in den, Entseheidungsgrühden un­
ter 5) bereits im einzelnen ausgeführt, daß.als gesetzli­
che Grundlage für die Klageansprüche einmal die Bestimmun­
gen des Kraftfahrzeuggesetzes über die Haftung des Kraft­
fahrzeughalters und weiter die Amtshaftungsbestimmungen 
des § 839 BGB in Verbindung mitArt 1 %  WeimVerf bezw,
Art 136 HessVerf sowie die Bestimmungen der §§ 823? 831 BGB 
in Betracht kommen.

Ber ah dem Zusammenstoß beteiligte Lastkraftwagen 
gehörte zu dem E-Betrieb und war damit nach den tatsächli­
chen Feststellungen des Berufungsgerichts ein Fahrzeug 
der ‘'Fahrbereitschaft des Landkreises Wetzlar“, Bie Hal­
terhaftung trifft danach nicht den Kreis als Kommunalbe­
hörde, spnäern den damals möglicherweise erst Wieder auf 
Kreisebene organisierten “Staat“, Für die damals gegen 
den Kraftfahrzeughalter gesetzlich begründeten Ersatzan­
sprüche haftet daher nunmehr nach den Grundsätzen, wie 
sie im einzelnen in d£n Entscheidungen des Senats in



BGHZ 8, 169 ff und 10,-220 ff dargelegt sind, das beklagte 
Land,

Ob das entsprechende auch gilt, soweit die Ansprüche 
aus dem Verhalten des Fahrers Senkpiel und des damaligen 
Fahrbereitschaftsleiters und gegebenenfalls des sog. Einsatz 
leiters hergeleitet werden, läßt sich noch nicht endgültig 
beurteilen. Denn es steht noch nicht fest, oh die Genannten 
als Angestellte des Kreises als Kommunalverband oder des 
Kreises als staatlicher Behörde gehandelt haben. Zwar hat 
der Senat in BGHZ 6, 215 ff für einen insoweit ähnlich ge­
lagerten Fall entschieden, daß die bei - früheren - preußi­
schen Kreis.verwaltungen tätigen Fahrbereitschaftsleiter eben­
so wie alle sonstigen dem Landrat beigegebenen staatlichen 
Hilfskräfte, soweit es sich um Angestellte gehandelt habe, 
nach Maßgabe des Runderlasses des damaligen Reichsministers 
des Innern vom 8. März 1943 (MinBliV 411) in den Dienst der 
Kreise übernommen worden seien und ausschließlich der Kom­
munalverband Arbeitgeber dieser Angestellten geworden sei 
Es mögen jedoch gegenüber dieser Entscheidung Bedenken gel­
tend gemacht werden können mit dem Hinweis darauf, daß die 
Übernahme der bisherigen staatlichen nichtbeamteten Kräfte 
nach Ziffer 1b) des genannten Erlasses auf diejenigen Kräf­
te beschränkt war, ”die aus Mitteln des preußischen Staates 
ihre Bezüge erhalten”, und daß. die Fahrbereitschaftsleiter 
und ihr Personal möglicherweise nicht zu diesen Kräften ge^ 
hörten (vgl Runderlaß vom 13« September 1940 - MinBliV 
1793 -)■. Davon abgesehen wird aber das Berufungsgericht 
auch zu berücksichtigen haben, daß selbst dann, wenn ent^ 
sprechend der genannten Entscheidung des Senats in der Regel 
die bei den Fahrbereitschaften im Angestelltenverhältnis 
tätigen Personen als Angestellte des Kreises als Kreiskom­
munalverband angesehen werden müßten, die hier beteiligten



Personen doch ausdrücklich als staatliche Angestellte 
in den Dienst genommen.sein können. Zudem sind möglicher­
weise besondere Anordnungen ergangen, die gegebenenfalls 
auch für den hier interessierenden Kreis Wetzlar eine Ab­
weichung von der Regel gebracht haben«

Dr.' Geiger - Dr, Weber Dr, Kreft
Bundesrichter Dr« Wolany
ist beurlaubt und kann Dr. Hußla
deshalb nicht unterschreiben^

' .r : ^ Dr, Geiger
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